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Sachgebiet 790 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Die in Artikel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b 
des Vertrages genannten Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik können nicht ohne eine Reform der 
Agrarstruktur erreicht werden. 

2. Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Be- 
standteil der Entwicklung der gemeinsamen Agrar- 
politik, die sich daher auf eine gemeinschaftliche 
Konzeption und gemeinschaftliche Kriterien stützen 
muß. 

3. Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art 
und in der Bedeutung der Strukturprobleme in der 
Landwirtschaft können regional unterschiedliche 
Lösungen erforderlich machen, die zeitlich angepaßt 
werden können und zur wirtschaftlichen und sozia- 
len Gesamtentwicklung des betreffenden Gebietes 
beitragen müssen; die beste Wirkung läßt sich er- 
zielen, wenn die Mitgliedstaaten auf der Grundlage 
einer gemeinschaftlichen Konzeption und gemein- 
schaftlicher Kriterien die gemeinsame Aktion durch 
ihre eigenen gesetzgeberischen und administrativen 
Mittel selbst durchführen. 

4. In der Gemeinschaft gibt es eine Vielzahl land- 
wirtschaftlicher Betriebe, die Böden bewirtschaften, 
die bei landwirtschaftlicher Nutzung keine befriedi- 
genden Erträge erbringen und deshalb in zunehmen- 
dem Maße nicht mehr landwirtschaftlich genutzt 
werden, sich jedoch für eine forstwirtschaftliche Nut- 


zung eignen. Gleichfalls verfügen die land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe teilweise über nahezu 
ertragslose Waldflächen, deren Umwandlung in Er- 
tragswald möglich ist mit einem angemessenen 
Kostenaufwand. 

5. Aufforstung und Waldverbesserung auf sol- 
chen Flächen könnte die wirtschaftliche Lebensfähig- 
keit dieser Betriebe fördern durch eine Rationalisie- 
rung ihrer Struktur und der Erhöhung ihrer Produk- 
tivität; eine Voraussetzung für die Verwirklichung 
dieses Zieles ist, daß sowohl die Flächen, die für die 
Forstwirtschaft benutzt werden sollen als auch etwa- 
ige Flächen, die in landwirtschaftlicher Nutzung ver- 
bleiben, von einem hinreichenden Ausmaß sind, um 
einen angemessenen Stand der Bewirtschaftung zu 
ermöglichen; um die Erreichung dieses Zieles zu er- 
leichtern ist es wünschenswert, gemeinsames Han- 
deln von benachbarten Bodeneigentümern zu för- 
dern. 

6. Die Forstwirtschaft bildet somit eine notwen- 
dige Ergänzung der bereits für die Verbesserung der 
Agrarstruktur getroffenen Maßnahmen und insbe- 
sondere der Richtlinie 72/ 160/EWG; außerdem trägt 
die Forstwirtschaft bei: 

— zur Holzerzeugung und somit zu einer Verringe- 
rung der Abhängigkeit der Gemeinschaft von den 
Holzeinfuhren, 

— zur Verschönerung der Landschaft und zu deren 
Genuß durch Erholungs- und Entspannungssu- 
chende, 

— zur Erhaltung des Bodens, zum Schutz von Tie- 
ren und Pflanzen, 

— sowie in Form von Schutzwaldungen und Wind- 
schutzstreifen zur Produktivität von benachbar- 
ten landwirtschaftlichen Flächen, 

— zur Qualität der Luft. 
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7. Wegen ihres Einflusses auf den Charakter und 
die Entwicklung einer Region sollte die Forstwirt- 
schaft innerhalb einer sachgemäßen Verteilung der 
Bodennutzung mit Landwirtschaft und Umwelt in 
bestmöglicher Weise in Einklang gebracht werden. 

8. Da in der Forstwirtschaft besondere Fachkennt- 
nisse benötigt werden, hängt der Erfolg eines grö- 
ßeren Forstprogrammes zum Teil davon ab, daß pas- 
sende Gelegenheiten geboten sind zum Erwerb die- 
ser Kenntnisse; unter gewissen Umständen bietet 
die Richtlinie 72/161/EWG Möglichkeiten für eine 
derartige Fachausbildung. 

9. Die rationelle Bewirtschaftung und Nutzung 
von Waldungen erfordert ein entsprechendes Forst- 
Wirtschaftswegenetz und gegebenenfalls andere 
zusätzliche Anlagen wie Zäune, Entwässerungsgrä- 
ben und Feuerschutzstreifen. 

10. Zur Sicherung einer angemessenen Verwen- 
dung der Mittel ist es wünschenswert, daß in Fäl- 
len, wo die Holzerzeugung für Industrie das Haupt- 
ziel darstellt, der voraussichtliche Ertrag nicht weni- 
ger als der Durchschnittsertrag von vergleichbaren 
Beständen des betreffenden Gebietes beträgt. 

11. Die Schaffung neuer Wälder und die Verbes- 
serung bestehender Waldflächen kann in der Regel 
nur erwartet werden, wenn die Kosten weitgehend 
durch Beihilfen gedeckt werden können, und zwar 
deshalb, weil erhebliche Investitionen erforderlich 
sind, die erst nach vielen Jahren einen Ertrag abwer- 
fen können; unter gewissen Umständen ist eine zu- 
sätzliche Kapitalsubvention pro ha angebracht, um 
ein erwünschtes Maß der Aufforstung von Böden, 
die der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wer- 
den, zu erreichen; eine derartige Beihilfe würde den 
Empfängern gleichzeitig helfen, sich von der Land- 
wirtschaft auf andere Beschäftigungen umzustellen. 

12. An manchen Orten werden Einrichtungen für 
den Genuß der Öffentlichkeit benötigt, wie zum Bei- 
spiel Wege für Fußgänger, Radfahrer und Reiter 
und Picknickflächen. Derartige Anlagen können nur 
selten erhebliche Einnahmen erzielen und können 
deshalb in der Regel nur erwartet werden, wenn die 
Kosten weitgehend durch Beihilfen gedeckt sind. 


13. Um die wirksame Verwendung und eine an- 
gemessene Kontrolle des Geldaufwandes zu sichern, 
sollte jedes Forstprojekt vor Anfang sorgfältig ge- 
plant sein. 

14. Da die Kosten und andere in Erwägung zu zie- 
hende Umstände von Region zu Region verschieden 
sind, scheint es ratsam, den Mitgliedstaaten die 
Höhe der Beihilfen innerhalb gewisser Grenzen frei- 
zustellen; es scheint auch ratsam, es der Entschei- 
dung der Mitgliedstaaten freizustellen, ob die Bei- 
hilfen als direkte Geldsubventionen, als fiskale Be- 
günstigungen oder als Zinssubventionen oder als 
eine Kombination von einigen oder aller dieser 
Maßnahmen gegeben werden. 

15. Die erwünschten Auswirkungen der Auffor- 
stung landwirtschaftlich genutzter Flächen würde 
weitgehend beeinträchtigt werden, wenn anderer- 
seits Beihilfen für die Umwandlung von Wald oder 
Ödland in landwirtschaftliche Nutzflächen gewährt 
werden könnten, es sei denn in ganz kleinem Aus- 
maß und für spezifische Zwecke wie Grenzberichti- 
gungen. 

16. Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen 
kommt eine gemeinschaftliche Bedeutung zu; Zweck 
dieser Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 
Absatz 1 Buchstabe a des Vertrages einschließlich 
der für das ordnungsgemäße Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes erforderlichen Strukturände- 
rungen zu verwirklichen; diese Maßnahmen stellen 
daher eine gemeinsame Maßnahme im Sinne des 
Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Ra- 
tes vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

17. Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser 
gemeinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich 
vergewissern können, daß die von den Mitgliedstaa- 
ten hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen 
zur Verwirklichung ihrer Ziele beitragen; zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik eingesetzten Ständigen Agrar- 
strukturausschusses eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
20. März 1974 - 1/4 - 680 70 -E^ Fo 4/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitplan der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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eingeführt wird und daß die Anhörung des in den 
Artikeln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 genannten Ausschusses des EAGFL zu den finan- 
ziellen Aspekten umfaßt. 

18. Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parla- 
ment und der Rat jährlich an Hand eines von der 
Kommission vorgelegten Berichtes die Ergebnisse 
der durchgeführten gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

]. Die Mitgliedstaaten führen eine Regelung zur 
Förderung 

a) der Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflä- 
chen und unkultivierter Flächen 

b) der forstwirtschaftlichen Verbesserung beste- 
hender Waldflächen ein. 

2. Das System muß 

- eine wirksame Struktur der Bodennutzung 
fördern, die zur Erreichung einer angemesse- 
nen Lebenshaltung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung sowie zur Produktion von Holz 
für Industrie beiträgt; 

— die Erfordernisse des Umweltschutzes und der 
Erholung zu unterstützen. 

3. Die Regelung findet Anwendung für Böden außer 
den staatlichen oder vom Staat gepachteten Bö- 
den unter Vorbehalt der Bestimmungen von Arti- 
kel 1 1 Absatz 2 hierunter. 

4. Land, das entweder schon in staatlichem Eigen- 
tum oder staatlicher Pacht ist oder eigens zu 
forstlichen Zwecken erworben wird, wird auf 
eine mit den Zielen dieser Richtlinie vereinbar- 
ten Art und Weise bewirtschaftet. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 Absatz 1 bezeichnete Förde- 
rungsregelung bezieht sich auf folgende Maßnah- 
men 

a) die Aufforstung von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und unkultivierten Flächen, 

b) die Umwandlung von ertragslosen oder nahe- 
zu ertragslüsen Waldflächen in Ertragswald, 

c) die Anlage und Verbesserung von Schutz- 
pflanzungen zugunsten der Landwirtschaft 
und des Umweltschutzes, 

d) zusätzlich die Anlage von Erholungseinrich- 
tungen gemäß Absatz 4. 


2. Zu den in Absatz 1 a), b), c), genannten Maß- 
nahmen gehören: 

a) die Vorbereitung des Standorts; 

b) die Beschaffung des Pflanz- und Saatgutes 
sowie die Kosten des Pflanzens oder Säens; 

c) für die Dauer von höchstens vier Jahren vom 
Zeitpunkt des Pflanzens oder Säens 

— jegliche notwendigen Nachbesserungen, 

— Pflegearbeiten und Schutzmaßnahmen wie 
z. B. die Anlage von Zäunen und Brand- 
streifen. 

3. Die Anlage und der Ausbau von Forstwirtschafts- 
wegen 

- müssen gefördert werden, falls diese im Zu- 
sammenhang mit in Absatz 1 a), b), c) ge- 
nannten Maßnahmen durchgeführt werden; 

— können getrennt gefördert werden, falls die 
Wege für die wirtschaftliche Nutzung der be- 
stehenden Waldflächen notwendig sind. 

4. Erholungseinrichtungen in den Wäldern wie 
Picknickplätze und Pfade für Fußgänger, Radfah- 
rer und Reiter können in Anpassung zu den in 
Absatz 1 und 3 genannten Maßnahmen gefördert 
werden. 

Artikel 3 

1. Die Gewährung der finanziellen Beihilfe für die 
in Artikel 2 genannten Maßnahmen ist der Be- 
dingung unterworfen, daß sich die Maßnahme 
in die für das betreffende Gebiet gegebenenfalls 
vorgesehene allgemeine Entwicklung einordnen 
und mit etwaigen anderen Planungen und Maß- 
nahmen abgestimmt sind, die sich auf die Nut- 
zung des Bodens beziehen; 

2. Die Gewährung der finanziellen Beihilfe für die 
in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a, b, c genannten 
Maßnahmen ist folgenden zusätzlichen Bedingun- 
gen unterworfen: 

a) in jedem Vorhaben müssen zumindest 3/4 der 
Fläche sich auf Böden beziehen, die zu land- 
wirtschaftlichen oder land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben gehört haben oder 
durch Einstellung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit freigesetzt worden sind; 

b) die Flächen, die für die forstwirtschaftliche 
Nutzung bestimmt sind sowie etwaige andere 
in der landwirtschaftlichen Erzeugung ver- 
bleibende Flächen, müssen in genügend gro- 
ßen Einheiten zur Gewährung einer angemes- 
senen Bewirtschaftungsgröße bestehen. Die 
Mitgliedstaaten können zur Erleichterung der 
Verwirklichung dieses Ziels einen einzigen 
Beihilfeantrag von mehreren Antragstellern 
annehmen, die in einer Vereinigung zusam- 
mengeschlossen sind oder die sich für einen 
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Zusammenschluß in einer Vereinigung ent- 
schlossen haben, die die Erreichung der in der 
Richtlinie festgelegten Ziele anstrebt. 

3. In Fällen, wo die Holzerzeugung für Industrie 
das Hauptziel darstellt, muß der zu erwartende 
Holzertrag mindestens dem Durchschnittsertrag 
von Beständen auf ähnlichen Standorten in dem 
betreffenden Gebiet entsprechen. 

4. Die Anlage und der Ausbau von Forstwirtschafts- 
wegen müssen die Berechtigung zur öffentlichen 
Benutzung zumindest für den Fußgängerverkehr 
gewährleisten. 

5. Die Nutznießer müssen sich nach einem Einrich- 
tungsplan richten, der von der zuständigen Steile 
in dem betreffenden Mitgliedstaat genehmigt 
worden ist. 

6. Für Pflanzungen, die hauptsächlich gartenbau- 
lichen Zwecken dienen, werden keine Beihilfen 
gewährt. 

Artikel 4 

1. Für die in Artikel 2 genannten Maßnahmen wird 
eine Beihilfe in Höhe von mindestens 60 v. H. 
und höchstens 90 v. H. der Kosten der in Artikel 2 
genannten Maßnahmen gewährt; diese Beihilfe 
kann in Form von Zuschüssen, Steuererleichte- 
rungen, Zinssatzvergünstigungen oder in Form 
von Kombinationen von einigen oder von allen 
dieser Maßnahmen gewährt werden. 

2. Für die in Artikel 2 Absatz 1 a genannten Maß- 
nahmen wird zusätzlich zu der in Absatz 1 ge- 
nannten Beihilfe eine Kapitalzahlung von höch- 
stens 200 RE/ha Aufforstungsfläche gewährt, die 
bis unmittelbar vor dem Zeitpunkt der Auffor- 
stung mindestens 10 vJahre ununterbrochen land- 
wirtschaftlich genutzt wurde. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten schreiben die Höhe der nach 
Artikel 4 Absatz 1 und 2 zu gewährenden Bei- 
hilfe vor. Die Höhen der Beihilfe können nach 
Regionen und anderen Kriterien variieren wie 
die zu pflanzende Baumart und die Bedürfnisse 
der Industrie und der Umwelt. Insbesondere in 
Gebieten, die nach Artikel 3 der Richtlinie über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und in be-' 
stimmten benachteiligten Gebieten definiert sind, 
muß ein höherer Beihilfesatz als für andere Ge- 
biete festgesetzt werden. 

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß angemes- 
sene Ausbildungsmöglichkeiten für die im Forst- 
sektor Beschäftigten bereitstehen. 


Artikel 6 

1. Für die Umwandlung von Waldflächen und Öd- 
landflächen in landwirtschaftliche Nutzflächen 
wird keine Beihilfe gewährt, mit Ausnahme der 
in Absatz 3 vorgesehenen Bestimmung; 

2. Die Begünstigten jeder der in Artikel 4 Abs. 1 
genannten Beihilfen müssen sich verpflichten, 
innerhalb der auf die Beihilfegewährung folgen- 
den 10 Jahre, mit Ausnahme der in Absatz 3 
vorgesehenen Bestimmung, keine derartigen Um- 
wandlungen durchzuführen; 

3. Die Bestimmungen von Absatz 1 und 2 gelten 
nicht für die Umwandlung in landwirtschaftliche 
Nutzflächen von kleinen Flächen, die zur Berichti- 
gung der Feld- und Waldgrenze in einem Vor- 
haben zur Verbesserung der Bodennutzung dient. 


Artikel 7 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 dar. 


Artikel 8 

1. Die für die Abwicklung der gemeinsamen Maß- 
nahme vorgesehene Dauer beträgt zehn Jahre. 

2. Nach Ablauf eines Zeitraums von fünf Jahren 
nach Wirksamwerden dieser Richtlinie nimmt der 
Rat auf Vorschlag der Kommission eine Überprü- 
fung der Einzelheiten der genannten Maßnahme 
vor. 

3. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten der EAGFL be- 
tragen 170 Millionen Rechnungseinheiten für die 
ersten fünf Jahre. 

4. Auf diese Richtlinie ist Artikel 6 Absatz 5 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 anwendbar. 


Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften zur Durchführung dieser Richt- 
linie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie er- 
lassenen Vorschriften, die die Durchführung 
dieser Richtlinie ermöglichen können. 
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2. Bei der Übermittlung der in Absatz 1 genannten 
Entwürfe und bereits in Kraft befindlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläutern 
die Mitgliedstaaten die Zusammenhänge, die auf 
regionaler Ebene zwischen der betreffenden Maß- 
nahme und den wirtschaftlichen und agrarstruk- 
turellen Verhältnissen bestehen. 

3. Bei den gemäß Absatz 1 erster Gedankenstrich 
mitgeteilten Entwürfen prüft die Kommission, ob 
im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dieser 
Richtlinie und unter Berücksichtigung der Ziele 
dieser Richtlinie sowie des notwendigen Zusam- 
menhangs zwischen den verschiedenen Maßnah- 
men die Bedingungen für eine finanzielle Betei- 
ligung der Gemeinschaft an der in Artikel 7 ge- 
nannten Maßnahme erfüllt sind. Binnen vier Mo- 
naten nach der Mitteilung gibt die Kommission 
hierzu nach Anhörung des Ständigen Agrarstruk- 
turausschusses eine Stellungnahme ab. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Sinne 
des Absatzes 3 nach ihrer Verabschiedung mit. 

Artikel 10 

1. Bei den gemäß Artikel 9 Absatz 1 zweiter Gedan- 
kenstrich und Absatz 4 mitgeteilten Vorschriften 
prüft die Kommission, ob im Hinblick auf ihre 
Vereinbarkeit mit dieser Richtlinie und unter 
Berücksichtigung der Ziele dieser Richtlinie so- 
wie des notwendigen Zusammenhangs zwischen 
den verschiedenen Maßnahmen die Bedingungen 
für eine finanzielle Beteiligung der Gemeinsdiaft 
an der in Artikel 7 genannten gemeinsamen Maß- 
nahme erfüllt sind. Binnen vier Monaten nach 
der Mitteilung unterbreitet der Vertreter der 
Kommission, nachdem der Ausschuß des EAGFL 
zu den finanziellen Aspekten gehört worden ist, 
dem Ständigen Agrarstrukturausschuß einen Ent- 
wurf einer diesbezüglichen Entscheidung. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt in- 
nerhalb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Frage 
bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten wer- 
den nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages ge- 
wogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie alsbald dem Rat mitge- 
teilt. In diesem Fall kann die Kommission die An- 
wendung ihrer Entscheidung bis zur Dauer von 
höchstens einem Monat nach dieser Mitteilung 
aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 11 

1. Die in den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 ge- 
tätigten Ausgaben sind erstattungsfähig durch 
den EAGFL, Abteilung Ausrichtung; Einnahme- 
verluste durch Steuererleichterungen gelten je- 
doch nicht als Ausgaben. 

2. Ausgaben, die auf staatseigenem oder vom 
Staate gepachteten Böden getätigt werden, sind 
auch erstattungsfähig durch den EAGFL, voraus- 
gesetzt, 

— daß sich die Ausgaben auf die in Artikel 2 
Absatz 4 bezeichneten Maßnahmen beziehen 
und 

— daß die in Artikel 3 Absatz 1 festgeiegten Be- 
dingungen erfüllt sind. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet den 
Mitgliedstaaten 25 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben unter Vorbehalt der in Absatz 4 vor- 
gesehenen Bestimmungen. 

4. Die Beteiligung der Gemeinschaft an den erstat- 
tungsfähigen Ausgaben darf die folgenden Be- 
träge nicht überschreiten: 

— für die Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 2: 
200 RE/ha 

— für die Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 3: 
2500 RE/km 

— für die Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 4: 
15 V. H. des für jeden Mitgliedstaat bewillig- 
ten Erstattungsbetrages für die erstattungsfä- 
higen Ausgaben., die durch die übrigen in die- 
ser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen be- 
wirkt werden. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung Nr. 729/70/EWG erlassen. 


Artikel 12 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn 
die sie betreffenden Rechtsvorschriften Gegen- 
stand einer befürwortenden Entscheidung gemäß 
Artikel 10 gewesen sind. 

2. Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft er- 
streckt sich auf erstattungsfähige Ausgaben, die 
sich aus Beihilfen ergeben, deren Gewährung 
nach dem Tage des Wirksamwerdens dieser 
Richtlinie beschlossen wurde. 


Artikel 13 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich auf 
die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines Ka- 
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lenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 1. Juli des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß Arti- 
kel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 entschieden. 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommission 
gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 14 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im'Be- 
reich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und Mo- 
dalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen, 
unberührt, sofern diese Beihilfen in Übereinstim- 
mung mit den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages ge- 
währt werden. 


Artikel 15 

1. Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden 
die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und 
einzelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese 


Richtlinie beziehen, im Rahmen eines Jahres- 
berichtes geprüft, den die Kommission dem Euro- 
päischen Parlament und dem Rat vorlegt und für 
den die Mitgliedstaaten der Kommission alle er- 
forderlichen Angaben übermitteln. 

2. Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für 
die Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik notwendigen strukturellen Entwick- 
lung, der Auswirkungen auf die Produktionsziele 
der Gemeinschaft, der Auswirkungen auf eine 
harmonische Entwicklung der Regionen der Ge- 
meinschaft sowie der finanziellen Auswirkungen 
der in Frage stehenden Maßnahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 des Vertrages die nowendi- 
gen Bestimmungen. 


Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie innerhalb eines Jahres nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen. 


Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anlage 


Schätzung der erstattungsfähigen Ausgaben durch den EAGFL für die Anwendung 

der Richtlinie (EWG) Nr /74 des Rates vom zur Förderung forstwirtschaftlicher 

Maßnahmen 


1 . Ausgaben nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und c 

a) Gewährung einer Beihilfe für Aufforstungskosten 
— Berechnungshypothese 

• die Voraussetzungen bezüglich der aufgeforsteten Fläche stützen sich auf die Größenordnung 
der jährlich aufgeforsteten Fläche in der Gemeinschaft. Es wird eine jährliche Zuwachsrate 
von 10 bis 20 v. H. vorausgesetzt; 

• es wird vorausgesetzt, daß die durchschnittlichen Aufforstungskosten 700 RE/ha betragen; 

• es wird vorausgesetzt, daß die erstattungsfähigen Ausgaben im Durchschnitt 80 v. H. der Auf- 
forstungskosten je Hektar betragen. 

Berechnung der Kosten 


Jahr 

Aufzuforstende 

Berechnung 

Erstattungs- 
fähige Ausgaben 

Zu Lasten der 
Sektion Aus- 

Fläche 

EAGFL 

richtung EAGFL 




(in Mio RE) 

(Mio RE) 

1976 

60 000 

60 000 X 700 X 0,8 

33,6 


1977 

70 000 

70 000 X 700 X 0,8 

39,2 

8,4 

1978 

80 000 

80 000 X 700 X 0,8 

44,8 

9,8 

1979 

0 000 

90 000 X 700 X 0,8 

50,4 

11,2 

1980 

1981 

100 000 

100 000 X 700 X 0,8 

56,0 

12,6 

14 


b) Gewährung einer Kapitalzahlung (Artikel 4 Absatz 2) 

— ■ Berechnungshypothese 

• für 50 V. H. der in a) genannten Flächen wird eine Kapitalzahlung gewährt; 

• zu dieser Zahl ist ein Teil der vom Privatbesitzer zur Aufforstung an den Staat abgetretenen 
Böden hinzuzurechnen. Diese Zahl wird für die Gemeinschaft auf 40 000 ha/Jahr geschätzt, 
für 50 V. H. dieser Flächen wird eine Kapitalzahlung vorausgesetzt. 

’ die Kapitalzahlung beträgt 200 RE/ha. 

— Berechnung der Kosten: 


Jahr 

Bezuschußte 
Fläche (ha) 

Berechnung 

Erstattungs- 
fähige Ausgabe 
EAGFL 
(Mio RE) 

j Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung des 

EAGFL 
(Mio RE) 

1976 

50 000 

50 000 X 200 

10 

_ 

197? 

55 000 

55 000 X 200 

11 

2,5 

1978 

60 000 

60 000 X 200 

12 

2,7 

1979 

65 000 

65 000 X 200 

13 

3,0 

1980 

70 000 

70 000 X 200 

14 

3,2 

U181 




3,5 
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c) Zusammen a) + b) 

Zu Lasten der 
Abteilung Ausrichtung 
des EAGFL 
(Mio RE) 


11 

13 

14 
16 
17 


2. Ausgaben nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 

— Berechnungshypothese 

* die Voraussetzungen bezüglich der mittels öffentlicher Beihilfen umgewandelten Waldflächen 
stützen sich auf die Größenordnung der in der Gemeinschaft umgewandelten Flächen. Es wird ein 
jährlicher Zuwachs von ungefähr 20 v. H. vorausgesetzt. 

* Die Umwandlungskosten werden durchschnittlich auf 700 RE/ha geschätzt. 

* Die erstattungsfähige Ausgabe wird im Durchschnitt auf 80 v. H. der Aufforstungskosten/ha fest- 
gesetzt. 

— Berechnung der Kosten: 



Erstattungsfähige 

Jahr 

Ausgabe EAGFL 


(Mio RE) 

1976 

43,6 

1977 

50,2 

1978 

56,8 

1979 

63,4 

1980 

70,0 

1981 






Erstattungsfähige 

Zu Lasten der 

Jahr 

U mzu wandelnde 

Berechnung 

Ausgabe 

Abteilung 

Fläche (ha) 

EAGFL 

Ausrichtung des 



(Mio RE) 

EAGFL (Mio RE) 

1976 

40 000 

40 000 X 700 X 0,8 

22,4 



1977 

50 000 

50 000 X 700 X 0,8 

28,0 

6 

1978 

60 000 

60 000 X 700 X 0,8 

33,6 

7 

1979 

70 000 

70 000 X 700 X 0,8 

39,2 

8 

1980 

80 000 

80 000 X 700 X 0,8 

44,8 

10 


1981 11 

3. Ausgaben nach Artikel 2 Absatz 3 

— Berechnungshypothesen 

• Es wird vorausgesetzt, daß jährlich 3000 km Forstwirtschaftswege während den drei ersten Jahren 
und anschließend 4000 km gebaut werden. 

• Die Wegebaukosten werden auf 12 000 RE/km geschätzt. 

• Die erstattungsfähige Ausgabe wird im Durchschnitt auf 80 v. H. der Baukosten, d. h. 9600 RE km, 
festgesetzt. 

— Berechnung der Kosten: 


Jahr 

Wegebau (km) 

Berechnung 

Erstattungsfähige 
Ausgaben 
EAGFL 
(Mio RE) 

Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Mio RE) 

1976 

3000 

3000 X 9600 = 

28,8 


1977 

3000 

3000 X 9600 = 

28,8 

7 

1978 

3000 

3000 X 9600 = 

28,8 

7 

1979 

4000 

4000 X 9600 = 

38,4 

7 

1980 

4000 

4000 X 9600 = 

38,4 

10 

1981 




10 
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4. Ausgaben nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d 

— Berechnungshypothesen 

• Es wird vorausgesetzt, daß die Kosten bezüglich der Erholungseinrichtungen im Durchschnitt jähr- 
lich für die Gemeinschaft 10 v. H. der zu Lasten der Abteilung Ausrichtung für die obengenannten 
Punkte 1 bis 3 betragen. 

— Berechnung der Kosten: 


Ausgaben der 
Abteilung Ausrichtung 
für die Punkte 1 bis 3 
(Mio. RE) 


Zu Lasten 

der Abteilung Erstattungsfähige 

Ausrichtung Ausgaben EAGFL 

des EAGFL (Mio. RE) 

(Mio. RE) 


1976 

— 

— 

1977 

24 

2 

1978 

27 

3 

1979 

29 

3 

1980 

36 

4 

1981 

38 

4 


5. Ausgaben insgesamt im Zusammenhang mit der Richtlinie 




Zu Lasten 


Erstattungsfähige 

der Abteilung 

Jahr 

Ausgaben 

Ausrichtung 


EAGFL (Mio RE) 

des EAGFL 



(Mio RE) 

1976 

102,8 


1977 

119,0 

26 

1978 

131,2 

30 

1979 

157,0 

33 

1980 

169,2 

39 

1981 


42 

insgesamt 

679,2 

170 


6. Bemerkungen 

Im Fall, daß die nationalen Anwendungsbestimmungen dieser Richtlinie ab 1975 in manchen Mitglied- 
staaten angewandt werden können, müßten Erstattungen aus der Abteilung Ausrichtung des EAGFL 
für das Jahr 1976 vorgesehen werden. 
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Begründung 


1. In seiner Entschließung über die Neuausrichtung 
der gemeinsamen Agrarpolitik vom 25. Mai 1971 hat 
der Rat festgelegt, daß er auf Vorschlag der Kom- 
mission Maßnahmen zur Förderung der Aufforstung 
zu einem späteren Zeitpunkt erlassen wird. Am 17. 
April 1972 erließ der Rat die ersten gemeinsamen 
Maßnahmen in Bezug auf Agrarstruktur. Die Kom- 
mission ist der Ansicht, daß es deshalb nützlich ist, 
dem Rat einen Vorschlag für gemeinsame Maßnah- 
men vorzulegen, die die forstwirtschaftlichen Vor- 
haben fördern zur sofortigen Verbesserung der 
Agrarstruktur und mit der weiteren Absicht, daß 
die Forstwirtschaft innerhalb einer sachgemäßen 
Verteilung der Bodennutzung zusammen mit der 
Landwirtschaft und der Umwelt in bestmöglicher 
Weise in Einklang gebracht wird. 

2. Die Forstwirtschaft macht zwei wichtige Beiträge 
zur Verbesserung der Agrarstruktur. Erstens bietet 
die Forstwirtschaft Arbeitsgelegenheiten sowohl im 
Wald wie sodann auch in den holzverarbeitenden 
Industrien in ländlichen Gegenden, wo die Zahl der 
Arbeitsplätze in der Landwirtschaft allmählich ab- 
nimmt. Zweitens macht die Forstwirtschaft zweck- 
mäßigen Gebrauch von Flächen, die nicht mehr für 
die Landwirtschaft benötigt werden oder sich nicht 
mehr dazu eignen. Die gegenwärtigen Vorschläge 
bilden deshalb eine notwendige Ergänzung der Ini- 
tiativen, welche die Gemeinschaft in dieser Sache 
schon unternommen hat. 


3. Die Forstwirtschaft bringt jedoch noch viele wei- 
tere Vorteile. Ein wichtiges Ziel ist die Erzeugung 
von Holz. Alle Mitgliedstaaten müssen einen Teil 
ihres Bedarfes einführen, und die Gemeinschaft in 
ihrer Gesamtheit importiert fast die Hälfte ihres 
Bedarfes an Holzprodukten. Eine Erhöhung der Holz- 
erzeugung erscheint deshalb als wünschenswert, zu- 
mal die langfristigen Versorgungsmöglichkeiten auf 
dem Weltmarkt keineswegs gesichert erscheinen. 
Ebenfalls wichtig und unter gewissen Umständen 
noch wichtiger ist, daß Wälder zur Schönheit der 
Landschaft und zur Erhaltung von Tier- und Pflan- 
zenarten sowie zum Schutz des Bodens beitragen. 

Wälder schützen auch benachbarte landwirtschaft- 
liche Flächen gegen den Wind. Die Förderung dieser 
Funktionen des Waldes ist ein wesentlicher Teil der 
Forstwirtschaft und ist deshalb in diesem Vorschlag 
mit inbegriffen. 

4. In seiner Entscheidung vom 25. Mai 1971 hat der 
Rat die Erholungsfunktion erwähnt als zusätzliches 
Ziel, das innerhalb der Maßnahmen der Gemein- 
schaft zur Förderung der Forstwirtschaft verfolgt 
werden soll. Diese wichtige Funktion des Waldes ist 
deshalb in dem gegenwärtigen Vorschlag auch be- 
rücksichtigt worden. 

5. Die Begründung für die Details der Vorschläge 
befindet sich im Haupttext unter den Erwägungen. 


10 



